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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Vierte Verwaltungsvorschriften zur Änderung 
der VV-Schulbetrieb 

Vom 30. November 2001 
Gz.: 22.11 

Auf Grund des § 146 und des § 43 Abs. 2 des Brandenburgi­
schen Schulgesetzes vom 12. April 1996 (GVBl. I S. 102) be­
stimmt der Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

1 - Änderung der VV-Schulbetrieb 

Die VV-Schulbetrieb vom 1. Dezember 1997 (ABl. MBJS 
S. 894), zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschriften vom 
27. Dezember 2000 (ABl. MBJS 2001 S.2), werden wie folgt 
geändert: 

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Angabe zu Abschnitt 1 wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „Beurlaubung“ werden ein Komma 
und das Wort „Schülerausweise“ angefügt. 

b)	 Nach der Angabe „10-Beurlaubung vom Sport- und 
Schwimmunterricht“ wird die Angabe „11-Schüleraus-
weise“ eingefügt. 

c)	 Die bisherigen Angaben 11 bis 29 werden zu An­
gaben 12 bis 30. 

d)	 Nach der Angabe „Anlage 1“ werden ein Komma und 
die Zeichen „1a“ eingefügt. 

e)	 Nach der Angabe „Anlage 2 Formular für eine ärztliche 
Bescheinigung zur Beurlaubung vom Sport- und 
Schwimmunterricht“ werden die Angaben „Anlage 3 
Muster für Schülerausweise“ und „Anlage 3a Muster 
einer datenschutzrechtlichen Vereinbarung zur Beauf­
tragung privater Unternehmen zur Erstellung von 
Schülerausweisen“ eingefügt. 

f)	 In der Angabe „Anlage 3-Muster eines Alarmplanes“ 
wird die Ziffer „3“ durch die Ziffer „4“ ersetzt. 

2.	 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Anzahl der täglichen Unterrichtsstunden soll 
die folgenden Höchstgrenzen nicht überschreiten: 

a)	 in den Jahrgangsstufen 1 und 2 fünf Unterrichts­
stunden, 

b)	 in den Jahrgangsstufen 3 und 4 sechs Unterrichts­
stunden, 

c)	 in den Jahrgangsstufen 5 und 6 sieben Unterrichts­
stunden sowie 

d)	 in den Sekundarstufen I und II, im Zweiten Bil­
dungsweg und in Bildungsgängen der Fachschule 
acht Unterrichtsstunden.“ 

b)	 Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Er kann durch die Schulleitung ab der Jahrgangs­
stufe 5 festgelegt werden, wenn dies aus schulorganisa­
torischen Gründen einschließlich der Einbeziehung des 
Fachs Sorbisch (Wendisch) und des Religionsunter­
richts in den Stundenplan notwendig ist.“ 

3.	 In Nummer 6 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „der 
Anlage 1“ ersetzt durch die Worte „den Anlagen 1 und 1a“. 

4.	 Nummer 8 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „wichtigen“ durch 
das Wort „besonderen“ ersetzt. 

b)	 In Absatz 2 werden die folgenden Sätze 2 und 3 ange­
fügt: 

„Schülerinnen sollen nach der Geburt eines Kindes im 
Anschluss an die Frist gemäß § 40 Abs. 1 Nummer 7 
des Brandenburgischen Schulgesetzes einmal während 
ihrer gesamten Schulbesuchszeit für die Dauer von bis 
zu einem Jahr beurlaubt werden, wenn sie ihr Kind 
selbst betreuen möchten. Dies gilt nicht für Schülerin­
nen im Bildungsgang zur Vermittlung des schulischen 
Teils einer Berufsausbildung nach dem Berufsbil­
dungsgesetz oder der Handwerksordnung, da diese ge­
mäß § 15 des Bundeserziehungsgeldgesetzes Elternzeit 
beanspruchen können.“ 

c)	 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ausnahmegenehmigungen sind im besonders begrün­
deten Einzelfall zulässig, insbesondere wenn die Eltern 
aus beruflichen Gründen nachweislich nicht den Ur­
laub in der unterrichtsfreien Zeit antreten können.“ 

5.	 Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 einge­
fügt: 

„11 – Schülerausweise 

(1) Wer eine Schule im Land Brandenburg besucht, hat An­
spruch auf einen Schülerausweis. Der Schülerausweis dient als 
Nachweis der Schülereigenschaft. Ein Personaldokument wird 
durch den Schülerausweis nicht ersetzt. 

(2) Ein Schülerausweis wird durch die Schule auf Antrag der 
Eltern oder bei Volljährigen auf Antrag der Schülerin oder des 
Schülers gebührenfrei ausgestellt. Die Kosten für das erforder­
liche Lichtbild trägt die oder der Antragstellende. 
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(3) Der Schülerausweis wird vierseitig als Formular im Format 
A 7 (75 mm x 105 mm) auf weißem Papier gemäß dem Muster 
in der Anlage 3 gefertigt. Ersatzschulen und Ergänzungsschu­
len in freier Trägerschaft können Schülerausweise gemäß dem 
Muster in der Anlage 3 ohne das Landeswappen verwenden. 
Der Schülerausweis kann in Form einer Karte ausgegeben wer­
den, wenn die Angaben gemäß dem Muster in der Anlage 3 
enthalten sind. Mit der Erstellung der Karte kann die Schule 
Dritte beauftragen, sofern der Auftrag die Zusatzvereinbarung 
gemäß Anlage 3a umfasst. Die betroffenen Schülerinnen und 
Schüler sowie bei Minderjährigen deren Eltern sind auf die Da­
tenverarbeitung durch Dritte hinzuweisen. Schulen im Sied­
lungsgebiet der Sorben (Wenden) sollen Schülerausweise aus­
geben, die zusätzlich alle Angaben auf dem Schülerausweis in 
sorbischer (wendischer) Sprache enthalten.“ 

6.	 Die bisherigen Nummern 11 bis 29 werden zu Nummern 
12 bis 30. 

7.	 In Nummer 13 Abs. 4 Satz 1 wird die Zahl „11“ durch die 
Zahl „12“ ersetzt. 

8.	 Nummer 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz 1 wird die Zahl „18“ durch die Zahl „19“ er­
setzt. 

b)	 In Satz 2 wird die Zahl „17“ durch die Zahl „18“ er­
setzt. 

9.	 Nummer 19 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Zuwendungen Dritter dürfen als Spenden oder als 
Zuwendungen mit dem Ziel der Werbung oder Öf­
fentlichkeitsarbeit (Sponsoring) entgegengenom­
men werden, wenn dadurch die ordnungsgemäße 
Erfüllung des Erziehungs- und Bildungsauftrags 
der Schule nicht beeinträchtigt wird.“ 

bb) In Satz 2 werden die Worte „und müssen mit dem 
Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule ver­
einbar sein“ gestrichen. 

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „werbewirksamen“ durch 
die Worte „werbe- oder öffentlichkeitswirksamen“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „deutlich“ gestrichen. 

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 angefügt: 

„Die Vermietung von Werbeflächen in oder an 
Schulgebäuden oder schulischen Anlagen ist nicht 
dem Sponsoring zuzurechnen und somit nicht er­
laubt.“ 

10. Nummer 20 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Zahl „25“ durch die 
Zahl „26“ ersetzt. 

b)	 In Absatz 6 Satz 4 wird die Zahl „3“ durch die Zahl „4“ 
ersetzt. 

11. In Nummer 27 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Dies entspricht einer lichten Raumhöhe von mindestens 
3,00 m. Unter einzelnen Unterzügen und Leitungen genügt 
eine lichte Höhe von mindestens 2,50 m.“ 

12. In Nummer 29 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „27“ durch die 
Zahl „28“ ersetzt. 

13. In Anlage 1 werden die Ferientermine für das Schul­
jahr 2001/02 wie folgt geändert: 

a)	 Bei den Winterferien werden die Datumsangabe 
„01.02.02“ durch die Datumsangabe „04.02.02“ und 
die Datumsangabe „13.02.02“ durch die Datumsanga­
be „16.02.02“ ersetzt. 

b)	 Bei den unterrichtsfreien Tagen zu Pfingsten wird die 
Datumsangabe „23.05.02“ durch die Datumsangabe 
„22.05.02“ ersetzt. 

14. In Anlage 1a werden die Ferientermine für das Schuljahr 
2002/03 wie folgt geändert: 

Bei den Osterferien wird nach der Datumsangabe 
„16.04.03“ die folgende Fußnote eingefügt: 

„An Schulen, die überwiegend von Schülerinnen und 
Schülern mit Unterkunft im Wohnheim besucht werden, 
dürfen auf Beschluss der Schulkonferenz die Ferien am 
17.04.03 beginnen und dafür ein unterrichtsfreier Tag am 
02.05.03 gewährt werden“. 

15. Nach Anlage 2 wird die folgende Anlage 3 eingefügt. 
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17. Die bisherige Anlage 3 wird zu Anlage 4. 

2 – In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Au­
gust 2001 in Kraft. Gleichzeitig treten die VV-Schülerausweis 
vom 27. März 1998 (ABl.MBJS S. 250) außer Kraft. 

Potsdam, den 30. November 2001  

Der Minister 
für Bildung, Jugend und Sport 

Steffen Reiche 

Zweite Verwaltungsvorschriften zur Änderung 
der VV-Aufsicht 

Vom 3. Januar 2002 
Gz.: 22.11 

Aufgrund des § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
vom 12. April 1996 (GVBl. I S. 102) bestimmt der Minister für 
Bildung, Jugend und Sport: 

1 - Änderung der VV-Aufsicht 

Die Verwaltungsvorschriften über die Wahrnehmung der Für­
sorge- und Aufsichtspflicht im schulischen Bereich (VV-Auf-
sicht - VVAUFs) vom 8. Juli 1996 (ABl. MBJS S. 383), geän­
dert durch Verwaltungsvorschriften vom 10. Februar 2000 
(ABl. MBJS S. 127) werden wie folgt geändert: 

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a)	 Nach der Angabe „6  - Schulische Veranstaltungen“ 
wird die folgende Angabe eingefügt: 

„7 – Versorgung von verletzten oder erkrankten Schü­
lerinnen und Schülern“. 

b)	 Die bisherige Angabe 7 wird zu Angabe 8. 

2.	 Nummer 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

Satz 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„Für Schülerinnen und Schüler der Primarstufe soll sich 
der Schulträger bei den für die außerschulische Betreuung 
zuständigen Trägern um ein sinnvolles Betreuungsangebot 
bemühen. Er kann, auch in Kooperation mit den in Satz 2 
genannten Trägern, eigene Betreuungsangebote zur Verfü­
gung stellen.“ 

3.	 Nach Nummer 6 wird die folgende Nummer 7 eingefügt: 

„7 - Versorgung von verletzten oder erkrankten Schüle­
rinnen und Schülern 

(1) Die Entscheidung, ob im Falle einer Verletzung oder 
Erkrankung eine sofortige ärztliche Versorgung erforder­
lich ist, trifft die unterrichtende Lehrkraft auf Grund der 
Art und Schwere der Symptome. Im Zweifelsfall soll eine 
Lehrkraft, die in der Ersten Hilfe ausgebildet ist, hinzuge­
zogen werden. Bei minderjährigen Schülerinnen und Schü­
lern sind die Eltern zu benachrichtigen. Bei Verletzungen 
durch einen Schulunfall ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter zu informieren. 

(2) Ist ärztliche Versorgung nach einem Unfall notwendig, 
hat die Schule dafür zu sorgen. Nach Art und Schwere der 
Verletzung, der Entfernung zum Arzt sowie dem Alter und 
dem Entwicklungsstand der Schülerin oder des Schülers ist 
zu entscheiden, ob der Arzt zu Fuß aufgesucht werden kann 
oder ein Taxi oder Krankenwagen erforderlich ist. Bei 
schweren Verletzungen und Zweifeln über die Transportfä­
higkeit ist ein Arzt, Notarzt oder Rettungswagen zu rufen, 
der über die Transportfähigkeit und die Art des Transports 
entscheidet. Schülerinnen und Schüler der Primarstufe sind 
durch eine Lehrkraft zu begleiten. Schülerinnen und Schü­
ler ab der Sekundarstufe I können auch durch eine Mit­
schülerin oder einen Mitschüler begleitet werden. Notwen­
dige Transportkosten zur Heilbehandlung nach einem Un­
fall werden von der Unfallkasse Brandenburg getragen. 

(3) Ist bei Erkrankung eine sofortige ärztliche Versorgung 
nicht erforderlich, ist bei minderjährigen Schülerinnen und 
Schülern die Abholung durch die Eltern zu veranlassen. 
Die Schülerinnen und Schüler können mit Zustimmung der 
Eltern allein nach Hause geschickt werden. Sind die Eltern 
nicht erreichbar, können Schülerinnen und Schüler ab der 
Jahrgangsstufe 5 allein nach Hause geschickt werden, 
wenn auf Grund ihres Gesundheitszustandes, Alters und 
Reife sowie der Entfernung zur Wohnung anzunehmen ist, 
dass sie den Heimweg bewältigen und sich vorübergehend 
selbst versorgen können. Falls notwendig, sollen sie von ei­
ner Mitschülerin oder einem Mitschüler begleitet werden. 
Für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 und 6 
gilt Satz 3 nur, wenn das grundsätzliche Einverständnis der 
Eltern schriftlich vorliegt, wobei  das Einverständnis pau­
schal für ein Schulhalbjahr eingeholt werden kann. Wird 
eine sofortige ärztliche Versorgung für notwendig erachtet, 
ist je nach Schwere der Erkrankung ein Arzt, Notarzt, 
Kranken- oder Rettungswagen zu rufen. Sind die Eltern bis 
zum Transport in ein Krankenhaus nicht eingetroffen und 
ist eine Begleitung erforderlich, soll diese durch eine Lehr­
kraft erfolgen. In den Sekundarstufen I und II kann auch ei­
ne Mitschülerin oder ein Mitschüler die Begleitung über­
nehmen. Für die Transportkosten sind die Eltern verant­
wortlich. 

(4) Eine Beförderung von Schülerinnen und Schülern 
zum Arzt oder in ein Krankenhaus in Privatfahrzeugen 
der Lehrkräfte darf nur in besonderen Fällen erfolgen, 
wenn ein Krankenwagen oder ein Notarzt nicht erforder­
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lich ist, ein Taxi nicht zur Verfügung steht und Eile gebo­
ten ist. Die straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zur 
Sicherung von Kindern sind zu beachten. Die Fahrerin 
oder der Fahrer ist durch eine Begleitperson von der Be­
treuung der oder des Verletzten oder Erkrankten zu entla­
sten. Die Fahrerin oder der Fahrer und die Begleitperson 
sind gesetzlich unfallversichert. Es gilt die Haftungsbe­
schränkung gemäß §§ 104 bis 106 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Er­
satz von Sachschäden, im Einzelfall können Sachschäden 
nach den Richtlinien für Billigkeitszuwendungen bei 
Sachschäden, die im Dienst entstanden sind (Billigkeits­
richtlinien) ersetzt werden. 

4. Die bisherige Nummer 7 wird zu Nummer 8. 

2 – In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 2002 in Kraft. 

Potsdam, den 3. Januar 2002 

Der Minister für 
Bildung, Jugend und Sport 

Steffen Reiche 

Richtlinie zur Aufhebung der Richtlinien 
über die Gewährung von Zuwendungen 

und Darlehen zur Förderung 
von Schulbaumaßnahmen 

Vom 1. Januar 2002 
Gz.: 21.1 

Auf Grund der §§ 115 Satz 1 Nr. 2, 124 Abs. 6 in Verbindung 
mit § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes vom 12. April 
1996 (GVBl. I S. 102), von denen § 115 Satz 1 Nummer 2 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juni 2001 (GVBl. I S. 62) 
geändert wurde, bestimmt der Minister für Jugend. Bildung 
und Sport: 

1 - Aufhebungsvorschrift 

Die Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen und 
Darlehen zur Förderung von Schulbaumaßnahmen vom 11. Sep­
tember 1992 (ABl. MBJS S. 490) werden aufgehoben. 

2 - In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in Kraft. 

Potsdam, den 1. Januar 2002 

Der Minister für 
Bildung, Jugend und Sport 

Steffen Reiche 

Rundschreiben 2/02 

Vom 7. Januar 2002 
Gz.: 33.2 - Tel. 866 - 38 32 

Regelungen für Bildungsgänge zur Vertiefung der Allge­
meinbildung und Berufsorientierung oder Berufsvorberei­
tung 

In den Bildungsgängen zur Vertiefung der Allgemeinbildung 
und Berufsorientierung oder Berufsvorbereitung gemäß § 15 
Abs. 3 Buchstabe a des Brandenburgischen Schulgesetzes sind 
die folgenden Bestimmungen anzuwenden: 

1.	 Für Schülerinnen und Schüler in berufsorientie­
renden und berufsvorbereitenden Lehrgängen der 
Bundesanstalt für Arbeit und in Maßnahmen der 
Jugendhilfe 

1.1	 Allgemeines 

1.1.1	 Schülerinnen und Schüler, die in einen Lehrgang der 
Bundesanstalt für Arbeit oder in eine Maßnahme der 
Jugendhilfe aufgenommen wurden, besuchen das für 
die Ausbildungsstätte oder Arbeitsstätte zuständige 
Oberstufenzentrum. Insbesondere für Schülerinnen 
und Schüler, die an ausbildungsvorbereitenden Lehr­
gängen bei sonstigen Rehabilitationsträgern teilneh­
men, kann das staatliche Schulamt den Besuch eines 
anderen Oberstufenzentrums genehmigen. 

1.1.2	 Die Klassenbildung erfolgt gemäß den Bestimmungen 
der Berufsschulverordnung. 

1.1.3	 Die Schulleitung soll in Vorbereitung auf das jeweilige 
Schuljahr inhaltliche und organisatorische Fragen mit 
den jeweiligen Trägern von Lehrgängen der Bundesan­
stalt für Arbeit oder Trägern von Maßnahmen der Ju­
gendhilfe beraten, insbesondere die 
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1.1.3.1 Abstimmung der Inhalte des Berufsschulunterrichts 
und der Inhalte der Lehrgänge, 

1.1.3.2 Klassen- und Lerngruppenbildung, 

1.1.3.3 Unterrichtsorganisation und 

1.1.3.4 individuellen Förderpläne. 

1.1.4	 Die Durchführung von Projektunterricht wird empfoh­
len, insbesondere in Lernortkooperation. 

1.1.5	 Die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer berät und 
fördert die Schülerinnen und Schüler in allen schuli­
schen Angelegenheiten, insbesondere im Hinblick auf 
die gegebenenfalls mögliche Fortsetzung der Schul­
laufbahn. 

1.2	 Für Schülerinnen und Schüler in Grundausbil­
dungslehrgängen (G-Lehrgänge) 

Schülerinnen und Schüler in G-Lehrgängen erhalten an 
einem Tag in der Woche Berufsschulunterricht gemäß 
Anlage 1. 

1.3	 Für Schülerinnen und Schüler in Förderlehrgängen 
(F-Lehrgänge) sowie in den Lehrgängen zur Verbes­
serung beruflicher Bildungs- und Eingliederungs­
chancen (BBE-Lehrgänge) 

1.3.1	 Eine Klasse durchläuft alle angebotenen Berufsfelder 
in der gleichen Zusammensetzung. 

1.3.2	 Schülerinnen und Schüler in BBE- und F-Lehrgängen 
erhalten zwölf Wochenstunden Berufsschulunterricht. 
Die Unterrichtsfächer und die Verteilung der Wochen­
stunden richtet sich nach Anlage 2. 

1.3.3	 Wer einen der Berufsbildungsreife gleichgestellten Ab­
schluss erwerben möchte, muss sich dafür zu Beginn 
des Schuljahres entscheiden und am Ergänzungsunter­
richt teilnehmen. Die Schulleitung ist verpflichtet, die 
nicht an diesem Ergänzungsunterricht Teilnehmenden 
darüber zu beraten, dass ein späterer Beginn der Teil­
nahme nicht möglich ist. 

2.	 Für Schülerinnen und Schüler mit einem Arbeits­
vertrag 

2.1	 Schülerinnen und Schüler mit einem Arbeitsvertrag be­
suchen das für die Arbeitsstätte zuständige Oberstufen­
zentrum. 

2.2	 Die Klassenbildung erfolgt gemäß den Bestimmungen 
der Berufsschulverordnung. 

2.3	 Der Unterricht umfasst sieben Unterrichtsstunden pro 
Woche. Die im berufsübergreifenden Bereich gemäß 
Rahmenstundentafel der Berufsschulverordnung nicht 
belegte Unterrichtsstunde kann nach inhaltlichen oder 
schulorganisatorischen Gründen einem berufsübergrei­
fenden Fach zugewiesen werden. 

2.4	 Die Schülerin oder der Schüler führt über das jeweilige 
Datum des Unterrichtsbesuchs und die Unterrichtsdau­
er einen Nachweis. Dieser ist von der Klassenlehrerin 
oder dem Klassenlehrer wöchentlich abzuzeichnen und 
dem Arbeitgeber zur Kenntnis zu geben. 

3.	 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Dieses Rundschreiben tritt mit Wirkung vom 1. Febru­
ar 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Rundschreiben 
43/97 vom 24. Juli 1997 (ABl. MBJS 1997, S. 564) au­
ßer Kraft. 
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1	 Im berufsvorbereitenden Bereich werden aus den angebotenen Berufsfeldern Grundkenntnisse und 
Grundfertigkeiten vermittelt. Für den zusätzlichen Nachweis von 120 Stunden Mathematik im berufsvor­
bereitenden Bereich können 40 Stunden mathematische Lerninhalte aus dem Fach Technologie ange­
rechnet werden. 

2	 Die berufsübergreifenden Fächer sind jeweils mindestens in dem vorgegebenen Stundenrahmen zu 
unterrichten. Über die Verteilung der verbleibenden Stundenanteile entscheidet das Oberstufenzentrum. 

3	 Die Teilnahme am Ergänzungsunterricht ist für den Erwerb eines der Berufsbildungsreife gleichgestellten 
Abschlusses verbindlich. 

4	 Der Unterricht im Fach Mathematik orientiert sich an dem Rahmenplan der Sekundarstufe I in diesem 
Fach. 
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Rundschreiben 3/02 setzes erfordert eine Auseinandersetzung mit der Ge­
schichte der Deutschen Demokratischen Republik im 

Vom 14. Januar 2002 Unterricht aller Schulstufen. Zur Gewährleistung einer zü-
Gz.: 32.7 - Tel. 866 - 38 26	 gigen Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben wird im Vor­

griff auf die Überarbeitung der Rahmenlehrpläne und de­
ren Inkraftsetzung bestimmt, dass die 

Curriculare Vorgaben – Geschichte der Deutschen Demo­
kratischen Republik „Geschichte der 

Deutschen Demokratischen Republik“ 
1.	 Das Brandenburgische Schulgesetz wurde durch das Zwei­

te Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Schulge­
setzes vom 1. Juni 2001 (GVBl. I S. 62) umfassend novel­
liert. Die überwiegenden Änderungen sind am 1. August 
2001 in Kraft getreten. Die Rahmenlehrpläne für die ein­
zelnen Schulstufen werden unter Berücksichtigung der Än­
derungen des Brandenburgischen Schulgesetzes weiterent­
wickelt und überarbeitet. Sie werden insbesondere verbind­
liche Anforderungen und Inhalte (Kerncurriculum) sowie 
Gestaltungsfreiräume und Wahlmöglichkeiten in Bezug auf 
den Unterricht der Fächer, Lernbereiche, übergreifenden 
Themenkomplexe oder Lernfelder bestimmen. 

Kernbestandteil des Curriculums in den Fächern Geschich­
te und Politische Bildung ist. In der Anlage werden weiter­
gehende Hinweise zum Unterricht  gegeben. 

2.	 Die Hinweise zum Unterricht gelten im Sinne kumulativen 
Lernens für alle Jahrgangsstufen, d.h. sie bedürfen schulin­
tern der altersangemessenen Berücksichtigung in der Um­
setzung in die schuleigenen Lehrpläne. Ebenso sind sie bei 
der Festlegung pädagogischer Ziele und Schwerpunkte der 
Arbeit gemäß § 7 Abs. 2 des Brandenburgischen Schulge­
setzes zu berücksichtigen. 

Die Umsetzung der Ziele und Grundsätze der Erziehung 3. Die Hinweise zum Unterricht sind allen Lehrkräften sowie 
und Bildung gemäß § 4 des Brandenburgischen Schulge- den Mitwirkungsgremien der Schule zugänglich zu ma­
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chen. Werden die Hinweise zum Unterricht durch einen 
Rahmenlehrplan außer Kraft gesetzt, sind sie fünf Jahre 
aufzubewahren. Danach können sie formlos vernichtet 
werden. 

4.	 Dieses Rundschreiben tritt am 1. Februar 2002 in Kraft. 

Anlage 
Die Geschichte 
der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 
(Hinweise zum Unterricht ) 

1. Allgemeines

Es ist Aufgabe der Schulen, die Bildungs- und Erziehungsziele 
gemäß § 4 des Brandenburgischen Schulgesetzes im Unterricht 
der Fächer, Lernbereiche, übergreifenden Themenkomplexe 
oder Lernfelder umzusetzen. Zur Fähigkeit, Zukunft zu gestal­
ten, gehört reflektierendes Erinnern. In den Schulen des Landes 
Brandenburg ist die Geschichte der DDR verpflichtender Unter­
richtsgegenstand in den Fächern Geschichte und Politische Bil­
dung, darüber hinaus Thema des Unterrichts der Fächer, Lernbe­
reiche, übergreifenden Themenkomplexe oder Lernfelder. 

Die Auseinandersetzung mit der Geschichte der DDR ist auch 
für das Verständnis der Werte und Normen des Grundgesetzes 
und eine demokratische Erziehung notwendig. Geschichtliche 
Betrachtungen setzen Anteilnahme und Distanz voraus. Es ist 
Aufgabe der Lehrkräfte, sich diesem Anspruch zu stellen. Gute 
Beispiele im Land Brandenburg zeigen, dass Lehrkräfte zu­
sammen mit ihren Schülerinnen und Schülern, mit außerschuli­
schen Partnerinnen und Partnern und Zeitzeugen mit hoher 
Sensibilität die jüngere Geschichte erfahrbar machen. Der von 
vielen Zeitzeugen, den Lehrkräften selbst erlebte Alltag und 
die bedeutsamen historischen Daten mit ihren Wirkungen auf 
das Leben jedes Einzelnen werden so für Schülerinnen und 
Schüler, für die dies bereits Geschichte ist, nachvollziehbarer 
und konkret. 

2.	 Rahmenlehrpläne 

Die künftigen Rahmenlehrpläne werden die verbindlich zu be­
arbeitenden Inhalte und Themen präzise ausweisen und den 
Lehrkräften deutliche Orientierungspunkte geben. 

Die derzeit geltenden Vorläufigen Rahmenpläne geben zum 
Beispiel für die Fächer Geschichte und Politische Bildung fol­
gende Thematisierungen vor: 

Geschichte Sekundarstufe I 

- Die Welt nach 1945 
- BRD und DDR – Die Gründung beider deutscher Staaten 
- Der Ost-West-Konflikt – Krisen in Europa 
- Deutschland einig Vaterland? 

Geschichte Sekundarstufe II (GOST) 

-	 Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert: Herrschaftssys­

tem und Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur (Rahmen­
thema) 

- Die Teilung Deutschlands und die Geschichte der beiden 
deutschen Staaten bis zur Wiederherstellung der deutschen 
Einheit (Kursthema) 

-	 Geschichte der bipolaren Welt 1945 – 1989 (Kursthema)


Politische Bildung Grundschule


-	 Grundverständnis für Pluralismus und Demokratie


Politische Bildung Sekundarstufe I


- „Wir sind das Volk“ – Volksbewegung und Parteien

- „99,89 % - Die Partei hat immer recht.“

- „Diktatur und Demokratie“

- „Ossis und Wessis“


Politische Bildung Sekundarstufe II (GOST)


- „Wir sind das Volk!“ – Demokratiemodelle im Vergleich 
- „Rückgabe vor Entschädigung?“ – Der Einigungsvertrag 

und seine Folgen 
- „Rot = braun“? – Über die Vergleichbarkeit von faschisti­

schen und sozialistischen Ideologien und Staaten 
- Zwei Staaten – eine Nation! Spaltung und Einheit Deutsch­

lands nach 1945 

Darüber hinaus ist es Aufgabe der Lehrkräfte, insbesondere 
auch bei dieser Thematik Formen fachübergreifenden und fä­
cherverbindenden Arbeitens zu nutzen. 

Dabei können zum Beispiel folgende Gesichtspunkte zur Gel­
tung kommen: 

-	 besondere Ereignisse (wie 17. Juni 1953, 13. August 1961, 
9. November 1989); 

- nachhaltige Interessen und Fragen der Schülerinnen und 
Schüler; 

- lokale oder regionalspezifische Bedingungen (wie Ge­
denkstätten als Orte der Mahnung, Erinnerung und Begeg­
nung, Dokumentenanalyse, Zeitzeugenberichte und Befra­
gungen (oral history, Lesungen); 

-	 Kooperationsmöglichkeiten (z. B. unter Beteiligung meh­
rerer Fächer und außerschulischer Kooperationspartner); 

- Projekte, die das jeweilige Schulprofil mitprägen. 

3.	 Materialien 

Für die Unterrichtsgestaltung kann bereits jetzt auf eine Viel­
zahl von Materialien zurückgegriffen werden, die Hilfe bei der 
Themenauswahl und der thematischen Aufarbeitung geben. 
Insbesondere wird auf folgende Materialien hingewiesen: 

Gebauer, Lehmann, Paul-Calm, unter Mitwirkung von 
Heinlein und Karsten: 
Wir sind das Volk! DDR 1989 – ein Volk erzwingt die De­
mokratie, Handreichung für den historisch-politischen 
Unterricht in den Sekundarstufen I und II, hg. v. Landes­
institut für Schule und Weiterbildung, Soest 1992 
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Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg (Hrsg.): Geschichte, Struktur und Funktions­
weise der DDR-Volksbildung, Berlin 1996 / 1997, (4 Bände) 

Medienpädagogisches Zentrum des Landes Brandenburg 
(Hrsg.): Erziehung für das Militär? Erziehung für den Frie­
den! – Unterrichtsmaterialien zur Auseinandersetzung mit 
der vormilitärischen Erziehung in der DDR, 1995 

Tilman Grammes, Ari Zühlke: Ein Schulkonflikt in der 
DDR. Arbeitshilfen für die politische Bildung. Dokumen­
tenband und Leitfaden zum Dokumentenband. Bundeszen­
trale für politische Bildung, Bonn/Zwickau o.A. 

Jens Gieseke unter Mitarbeit von Doris Hubert: Die DDR-
Staatssicherheit. Schild und Schwert der Partei. Reihe: 
Deutsche Zeitbilder. Bundeszentrale für politische Bil­
dung, Bonn 2000 

Gabriele Schnell: Jugend im Visier der Stasi, Landeszen­
trale für Politische Bildung, Potsdam 2001 

Bernd Faulenbach, Annette Leo, Klaus Weberskirch: 
Zweierlei Geschichte. Lebensgeschichte und Geschichts­
bewusstsein von Arbeitnehmern in West- und Ostdeutsch­
land. Reihe: Klartext. Bd. 11, Essen 2000 

Martin Tabaczek, Johannes Altenberend: Deutschland nach 
1945. Teilung und Einheit im internationalen Kräftefeld. 
Geschichts-Kurse für die Sekundarstufe II. Bd. 5, Schö­
ningh Verlag, Paderborn 1997 

Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwick­
lung und Medien (Hrsg.): Die Schule in der DDR im Blick 
der Staatssicherheit, Thillm, „Materialien“, Heft 42, 2001 

Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwick­
lung und Medien (Hrsg.): Die Bundesbeauftragte für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR: Fluchtgeschichten, Thillm, „Materialien“, Heft 51, 
2001 

Weitere Titel können beim Pädagogischen Landesinstitut Bran­
denburg (PLIB) über das Internet unter www.plib.brandenburg.de 
und im Medienpädagogischen Zentrum (MPZ) www.bildung-
brandenburg.de, bei der Landeszentrale für politische Bildung 
Brandenburg und der Bundeszentrale für politische Bildung unter 
www.politische-bildung.de gefunden werden. 

Das MPZ bietet eine Fülle von Videos und Filmen an (z. B. 
Dokumentationen zur DDR-Justiz, zum Umbruch 1989/90, 
zum Medien- und Kulturbereich der DDR, Selbstzeugnisse von 
DDR-Bürgerinnen und –Bürgern). 

Über das Internet: www.ddr-suche.de können zur DDR-Ge-
schichte Materialien bezogen werden. Hierzu Beispiele für 
Stichworte: 

Aufarbeitung 
Betrieb und Kollektiv 
Freizeit (DDR-Computer Zeitschriften und Comics) 
HO und Handel 

Mauer und Grenze 

Museen und Gedenkstätten

Musik 

NVA 

Personen 

Staat 

Stasi 

Verkehr

Witze 


4.	 Institutionen 

Verschiedene Institutionen bieten den Schulen Materialien an 
und stehen außerdem mit Referentinnen und Referenten zur 
Verfügung. Sie sind auch dabei behilflich, Zeitzeugen zu ge­
winnen. Dies sind insbesondere 

a) 	 die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssi­
cherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokra­
tischen Republik, Glinkastraße 35, 10106 Berlin, Inter­
net: http://www.bstu.de, 

b) 	 Zeitgeschichtliches Forum Leipzig, Grimmaische Stra­
ße 6, 04109 Leipzig, (Dauerausstellung Geschichte der 
DDR als Diktatur und der Widerstand gegen die Herr­
schaft der SED), Internet: www.hdg.de, 

c) 	das Dokumentationszentrum Alltagskultur der DDR 
e. V., Erich-Weinert-Allee 3, 15890 Eisenhüttenstadt, 
(Dokumentation zur Kultur-, Sozial- und Alltagsge­
schichte), Internet: www.alltagskultur.de, 

d) 	 die Gedenkstätte „Lindenstraße 54“, Lindenstraße 54­
55, 14467 Potsdam, (Dokumentation zur politischen Ju­
stiz in Potsdam von 1935 – 1989), Tel.: 0331/28968-03, 

e) 	das Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam 
e. V., 14467 Potsdam, Am Neuen Markt 1, (Verglei­
chende Forschung zur Geschichte der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) und der DDR; die DDR im 
deutschen und europäischen Systemkonflikt), Internet: 
www.zzf-pdm.de. 

Auch Besuche bei den genannten Institutionen werden emp­
fohlen, da sie über umfangreiches Anschauungsmaterial und 
eine Vielzahl von Dokumenten verfügen. 

Dabei wird insbesondere auf die Behörde der „Bundesbeauf­
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik“ hingewie­
sen. In einer Kooperationsvereinbarung zwischen dem Mini­
sterium für Bildung, Jugend und Sport und dieser Behörde 
wird u.a. festgelegt, welche Angebote diese Behörde den Schu­
len unterbreiten wird. 

In Einzelfällen können Zeitzeugen auch im Rahmen des Zeit­
zeugenprogramms des Ministeriums für Bildung, Jugend und 
Sport vermittelt werden (Geschäftsstelle  Gedenkstättenpäda­
gogik, Leiter: Herr Vogel, Tel.: 0331/866 – 3870). 



19 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 1 vom 30. Januar 2002 

II. Nichtamtlicher Teil 

Tag der Erde - Schüler fragen Forscher 

Was hat das Klima mit dem Erdkern zu tun? 

Geht uns bald das Trinkwasser aus? 

Wie entstehen Erdbeben? 

Am 22. April 2002 ist „Tag der Erde“! Bundesweit kommen 
Geowissenschaftlerinnen und Geowissenschaftler an die Schu­
len und diskutieren mit Ihnen und Ihren Schülern die Themen, 
die „die Welt bewegen“. 

Schon jetzt haben sich weit über 300 Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aus der gesamten Bundesrepublik bereit ge­
funden, an die Schulen zurückzukehren und etwas von ihrem 
Enthusiasmus, ihrer Faszination und ihrer Fachkenntnis weiter­
zugeben! Das muss kein nüchterner Vortrag sein. Die Experten 
kommen ins Klassenzimmer, in Ihren Kurs - wenn Sie möchten 
natürlich auch in die Aula, um ein geowissenschaftliches Event 
zu gestalten. 

Geowissenschaftlerinnen und Geowissenschaftler erforschen 
auf vielerlei Weise die Zusammenhänge des „Systems Erde“: 
Mit sensiblen Messgeräten untersuchen sie die Vorgänge im 
Erdinneren, vom Weltraum aus beobachten sie die Wetter- und 
Klimaentwicklung, Vulkanausbrüche, Erdbeben und Stürme 
sind ebenso ihr Thema wie die Suche nach Rohstoffen und der 
umweltverträgliche Abbau natürlicher Ressourcen. 

2002 ist „planet erde - das jahr der geowissenschaften“. Die 
Wissenschaftsjahre sind eine Idee der Initiative „Wissenschaft 
im Dialog“, die das Bundesministerium für Bildung und For­
schung gemeinsam mit dem Stifterverband und den großen 
Forschungsorganisationen ins Leben gerufen hat, um einen 
lebendigen Dialog zwischen Wissenschaftlern und der Öf­
fentlichkeit anzuregen und zu fördern. Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler verlassen ihre Labors und Institute, ge­
hen auf die Straße, ins Einkaufszentrum oder in die Schulen, 
um ihre Arbeit zum Anfassen zu präsentieren, sich kritischen 
Fragen zu stellen und „auf gleicher Augenhöhe“ mit Ihnen zu 
diskutieren. 

Suchen Sie unter www.planeterde.de unter dem Link „Tag 
der Erde“ nach der Forscherin oder dem Forscher, die Sie 
am 22.04.2002 gerne einladen möchten. Die Reisespesen 
der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind gedeckt, 
Ihrer Schule entstehen keine Kosten. Ermöglichen Sie Ih­
ren Schülern faszinierende Einblicke in die Welt der geo­
wissenschaftlichen Forschung! 

GEMEINSAM HANDELN – VONEINANDER LERNEN – 
ZUSAMMENWACHSEN 
Ein Förderprogramm der Deutschen Kinder- und Jugendstif­
tung unter Schirmherrschaft des Bundespräsidenten 

Ein Beitrag zur Initiative schulpartnerschaften.de 

Mit der am 2. Oktober 2001 in Berlin gestarteten Initiative 
schulpartnerschaften.de möchte Bundespräsident Johannes Rau 
möglichst viele Begegnungen zwischen Schülern und Lehrern 
in den östlichen und westlichen Ländern anregen. Er fordert da­
zu auf, Schulpartnerschaften zu begründen, neu zu beleben oder 
weiter zu führen. 
Einklicken und eintragen erwünscht: www.schulpartner-
schaften.de 

Die DKJS will mit dem oben genannten Programm dle In­
itiative unterstützen und – wie in den vergangenen Jahren im 
Rahmen des von der Robert Bosch Stiftung initiierten und ge­
förderten gleichnamigen Wettbewerbs - gemeinsame Projekte 
ost- und westdeutscher Schulen fördern. Nachbarländer kön­
nen zusätzlich in die deutsch-deutsche Schulpartnerschaft ein­
bezogen werden. 

Gefördert werden an einem Rahmenthema orientierte gemein­
same Projekte, die intensives Kennen lernen der Lebensbedin­
gungen und -auffassungen der Partner ermöglichen. Eine Auf­
nahme in Gastfamilien ist erwünscht. In den vergangenen Jah­
ren wurden übrigens ca.1000 solcher Projekte unterstützt. Das 
Förderprogramm wird ermöglicht durch ein Konsortium deut­
scher Stiftungen unter Beteiligung des Landes Thüringen. 

Wer kann gefördert werden? Klassen, Gruppen und Arbeits­
gemeinschaften aller Schularten 
ab Klassenstufe 5 

Einzelheiten zu Bewerbung und Förderung erfährt man unter 
www.schulpartnerschaften.de, direkt über www.dkjs.de oder 
bei den untenangegebenen Arbeitsstellen. 

Erster Einsendetermin: 
15. Januar 2002 - Fördermittel zum 1. März 2002 
Zweiter Einsendetermin: 
15. Mai 2002 - Fördermittel zum 1. Juli 2002 
Dritter Einsendetermin: 
15. September - Fördermittel zum 1. November 2002 
weitere Termine folgen 2003 

Arbeitsstelle der DKJS Regionale Arbeitsstelle 
Staatliches Schulamt für Ausländerfragen, 
Frau Haschke/Frau Zinßer Jugendarbeit und Schule 
Philosophenweg 24 Frau Kollberg 

Chausseestraße 29 

07743 Jena 10115 Berlin 

Tel. 03641 - 492456 Tel. 030 - 2829627 
Fax 03641 - 492458 Fax 030 - 2834303 
dkjs.as. jena@t-onlin e.de Britta.Kollberg@raa-berlin.de 
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Stellenausschreibungen 

Das Staatliche Schulamt Cottbus beabsichtigt, folgende Stel­
len neu zu besetzen: 

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter 
am „Elsterschloss“ Gymnasium Elsterwerda 

Schlossplatz 1 a 
04910 Elsterwerda 

Aufgaben: 
a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen 

d) Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit 

e) Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung 
der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende Vo­
raussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis 
3. 	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien. 
4. 	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit 
5.	 Umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts. 

Vergütung: 
Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/Beamten oder mit ei-
ner/m Angestellten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungs­
gruppe A 16 BBesG (vergleichbar Vergütungsgruppe I BAT-O) 
bewertet. 
Die Funktionen als Schulleiterin oder Schulleiter wird zur Fest­
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 
Eine Beförderung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn­
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt be­
rücksichtigt. 

2.	 Schulleiterin oder Schulleiter 
am Städtischen Gymnasium „Friedrich Stoy“ 

Clara-Zetkin-Straße 8 
04895 Falkenberg 

Aufgaben: 
a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen 

d) Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit 

e) Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung 
der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1. 	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates 
2. 	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis 
3.	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien. 
4. 	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit 
5.	 Umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts. 

Vergütung: 
Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/Beamten oder mit ei-
ner/m Angestellten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungs­
pruppe A 16 BBesG (vergleichbar Verqütungsgruppe I BATO) 
bewertet. 
Die Funktionen als Schulleiterin oder Schulleiter wird zur Fest­
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine 
Beförderung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrecht­
lichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen er­
folgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt be­
rücksichtigt. 

3.	 Schulleiterin oder Schulleiter 
am „Janusz-Korczak“ Gymnasium Finsterwalde 

Straße der Jugend 18 
03238 Finsterwalde 

Aufgaben: 
a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen 

d) Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit 

e) Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung 
der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte 
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Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1. 	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis 
3. 	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

-	 zur kollegialen Zusammenarbeit, 
-	 zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 
-	 zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien. 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit 
5. 	Umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts. 

Vergütung: 
Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/Beamten oder mit ei-
ner/m Angestellten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungs­
gruppe A 16 BBesG (vergleichbar Verqütungsgruppe I BAT-O) 
bewertet. 
Die Funktionen als Schulleiterin oder Schulleiter wird zur Fest­
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 
Eine Beförderung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn­
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt be­
rücksichtigt. 

4.	 stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
an der zusammengefassten Grund- und Gesamtschule 

Elsterwerda 
Schulweg 

04910 Elsterwerda 

Aufgaben: 
a) stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen 

d)	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung 
der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehr­
kräfte 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekundar­

stufe I 
2. 	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtsprexis 
3.	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kolleglalen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 

- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 
Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien. 

4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit 
5. 	Umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts. 

Vergütung: 
Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/Beamten oder mit ei-
ner/m Angestellten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungs­
gruppe A 14 BbgBesG (vergleichbar Verqütungspruppe lb 
BAT-O) bewertet. 
Die Funktionen als stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion übertra­
gen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines 
Jahres. Eine Beförderung kann erst nach Erfüllen der schul­
laufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt be­
rücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung dieser Ausschreibung an das 

Staatliche Schulamt Cottbus 

Heinrich-Heine-Straße 1 


03149 Forst/Lausitz 

zu richten. 

Stellenausschreibungen 
an deutschen Schulen im Ausland 

Das Bundesverwaltungsamt/Zentralstelle für das Auslands­
schulwesen (BVA/ZfA) schreibt folgende Stellen für Schullei-
ter(innen) an deutschen Schulen im Ausland aus: 

Deutsche Schule Pretoria, Südafrika 

Besetzungsdatum: 01.01.2003 
Bewerbungsende: 15.02.2002 

Zweisprachige Schule mit integriertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 13 
Schülerzahl: 741 
Hochschulreifeprüfung 
Sekundarabschluss des Landes 

Lehrbefähigung der Sekundarstufe I und II 
Bes.Gr.A15/A16 Verg.Gr.la/l BAT-O 
Gute Englischkenntnisse sind erforderlich 
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Deutsche Schule Rio de Janeiro, Brasilien 

Besetzungsdatum: 01.02.2003 
Bewerbungsende: 15.02.2002 

Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 12 
Schülerzahl: 896 
Zentrale Deutschprüfung-A 
Hochschulreifeprüfung 
Deutsches Sprachdipiom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 

Lehrbefähigung der Sekundarstufe I und II 
Bes. Gr. A 15/A16 Verg. Gr. I a/I BAT - O 
Portugiesischkenntnisse sind wünschenswert 

Deutsche Schule Villa Ballester Buenos Aires, Argentinien 

Besetzungsdatum: 01.03.2003 
Bewerbungsende: 15.02.2002 

Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 12 
Schülerzahl: 1351 
Sekundarabschluss des Landes 
Deutsches Sprachdipiom der KMK 
Berufsbildender Zweig 

Lehrbefähigung der Sekundarstufe I und II 
Bes. Gr. A 15 / Verg. Gr. I a BAT - O 
Spanischkenntnisse sowie DaF-Erfahrung sind wünschenswert 

Hinweis: 
Ab dem Jahr 2002 gilt der Beurlaubungsbeschluss der Kultus­
ministerkonferenz (KMK) vom 14.02.1996 i. d. F vom 
19.02.2000. Als Altershöchstgrenze gilt ab 2002 für Bewerbe­
rinnen und Bewerber die Vollendung des 54. Lebensjahres zum 
Zeitpunkt des vorgesehenen Dienstantritts. 
Von den Bewerber(innen) werden in der Regel Erfahrungen im 
Auslandsschuldienst sowie die Bereitschaft der Zusammenar­
beit mit kulturellen Einrichtungen im Gastland, insbesondere 
mit Schulen anderer europäischer Staaten erwartet. Fragebögen 
für die Bewerbung können bei der zustandigen Schulbehörde 
oder beim Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Aus­
landsschulwesen, Referat VI, 50728 Köln oder http://www.aus-
landschulwesen.de - angefordert werden. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über die Schulleitung, über das staatliche Schulamt 
und über das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport an 
das Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslands­
schulwesen - zu richten. Eine weitere Ausfertigung der Bewer­
bungsunterlagen ist gleichzeitig an das Ministerium für Bil­
dung, Jugend und Sport, Referat 2. BA - Frau Dr. Thiemann 
(Vertreterin des Landes Brandenburg im Bund-Länder-Aus-
schuss für schulische Arbeit im Ausland) zu senden. 

Um direkte Ubersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines hand­
schriftlichen Lebenslaufs an die Zentralstelle (als Vorabinfor­
mation) wird gebeten. 

Bewerber(innen) müssen die in der Ausschreibung angegebe­
nen Besoldungs-/Vergütungsgruppen innehaben. Soweit Be-
werber(innen) diese Voraussetzungen noch nicht erfüllen, sind 
im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann möglich, wenn Tä­
tigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrgenommen wurden, 
die im Inland zur Einweisung in die ausgeschriebenen Besol­
dungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die vergleichbare 
Vergütungsgruppe führen können. Hierzu ist eine ausdrückli­
che Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiter(in) im Aus­
land durch den Dienstherrn erforderlich. Sofern sich Bewerber 
höherer Besoldungspruppen auf eine Schulleiterstelle bewer­
ben, ist für eine Vermittlung neben der Zustimmung des beur­
laubenden Landes das Einverständnis des Bewerbers zur Ge­
währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter­
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungsgruppe erfor­
derlich. Drittbewerber werden nicht berücksichtigt. 

Die folgenden Stellen als 

Fachberater(in)/Koordinator(in) 

sind zum 

1. 01.08.2002 zu besetzen: 

Florianópolis, Brasilien 

Zu den Aufgaben eines/r Fachberaters(in)/Koordinators/in 
gehört es, den Einsatz deutscher Lehrkräfte an Schulen des 
Gastlandes im Rahmen des Lehrerentsendeprogramms zu 
koordinieren, die Behörden und Schulen bei der Planung 
und Vorbereitung der Prüfungen zum Deutschen Sprachdi­
plom der KMK und der Zentralen Deutschprüfung -Auf­
baustufe- zu beraten sowie Unterricht und Prüfungsvorsitz 
an Prüfungsschulen zu übernehmen. 

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und 
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten 
Lehrkräften die Chance einer höchst interessanten Aus­
landstätigkeit 

Voraussetzungen sind das 1. und 2. Staatsexamen für die 
Sekundarstufe II oder ein gleichwertiges Dipiom in den Fä­
chem Deutsch und/oder einer modernen Fremdsprache so­
wie einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdspra­
che. Wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit deut­
schen Sprachprüfungen im Ausland. Portugiesischkennt­
nisse sind von großem Vorteil. 

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle auf­
genommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als 
Fachberatertin)/Koordinator(in) der Zentralstelle schriftlich 
(formlos) mit, und zwar spätestens bis 15.02.2002. 

Neue Bewerbungen für eine Tätigkeit als Fachberater(in/ 
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Koordinator(in) richten Sie bitte auf dem Dienstweg eben­
so bis spätestens 15.02.2002 an das 

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und 
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten 
Lehrkräften die Chance einer höchst interessanten Aus-

Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen - Vl R 1 

landstätigkeit. 

50728 Köln Voraussetzungen sind das 1. und 2. Staatsexamen für die 
Sekundarstufe II oder ein gleichwertiges Dipiom in den Fä-

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig chem Deutsch und/oder einer modemen Fremdsprache so-
unmittelbar an die Zentralstelle. wie einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdspra­

che. Wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit 
Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei recht­ deutschsprachigem Fachunterricht an einer Schule im Aus­
zeitigem Vorliegen der vollständigen Bewerbungsunterla­
gen (Freistellung, dienstliche Beurteilung) auf dem Dienst­

land. 

weg erfolgen. Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle auf-

Vorsorglich werden Bewerber mit schulpflichtigen Kindem 
darauf hingewiesen, dass am Dienstort keine auf deutsche 

genommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als 
Fachberater(in)/Koordinator(in) der Zentralstelle schriftlich 
(formlos) mit, und zwar spätestens bis 15.04.2002. 

Abschlüsse gerichtete Beschulungsmöglichkeit besteht. 
Neue Bewerbungen für eine Tätigkeit als Fachberater(in)/ 

Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über dieselbe Adresse 
oder die Homepage der Zentralstelle (www.auslandsschul-
wesen.de). 

Informationen über den Einsatz als Fachberater(in) / Koor-
dinator(in) in Florianopolis erhalten Sie unter folgender 

Koordinator(in) richten Sie bitte auf dem Dienstweg eben­
so bis spätestens 15.04.2002 an das 

Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen - Vl R 1 

50728 Köln 
Teiefonnummer: 01888-358-1441 (Herr Dr. Vögeding) 

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig 
unmittelbar an die Zentralstelle. 

2. 01.02.2003 zu besetzen: 

Bukarest, Rumänien 
Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei recht­
zeitigem Vorliegen der vollständigen Bewerbungsunterla­
gen (Freistellung, dienstliche Beurteilung) auf dem Dienst-

Zu den Aufgaben eines/r Fachberaters(in)/Koordinators(in) 
gehört es, den Einsatz deutscher Lehrkräfte an Schulen des 

weg erfolgen). 

Gastlandes im Rahmen des Lehrerentsendeprogramms zu Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über dieselbe Adresse 
koordinieren, die Behörden und Schulen bei der Planung 
und Vorbereitung der Prüfungen zum Deutschen Sprachdi­

oder die Homepage der Zentralstelle (www.auslandsschul-
wesen.de. 

plom der KMK und der Zentralen Deutschprüfung -Auf-
baustufe- zu beraten sowie Unterricht und Prüfungsvorsitz 
an Prüfungsschulen zu übemehmen. 

Informationen über den Einsatz als Fachberater(in)/Koor-
dinator(in) in Bukarest erhalten Sie unter folgender Tele­
fonnummer: 01888~358-1440 (Herr von Rüden) 
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